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(8) Die Generaldirektoren der Kombinate haben zur Ent­
wicklung der Eigengeschäftstätigkeit in ihren Verantwor­
tungsbereichen die erforderlichen organisatorischen, kader­
mäßigen und materiellen Voraussetzungen zu schaffen. Die 
Generaldirektoren der Außenhandelsbetriebe haben zu 
gewährleisten, daß die zuständigen Kontore und Abteilungen 
der Außenhandelsbetriebe bei der Entwicklung der Eigenge­
schäftstätigkeit die erforderliche Anleitung und Unterstützung 
geben.

§4

Die Generaldirektoren der Außenhandelsbetriebe sind gene­
rell berechtigt, die Befugnis zur Durchführung der Eigenge­
schäftstätigkeit für den Export von Ersatzteilen an Kombinate 
bzw. Betriebe in dem Umfang zu übertragen, wie das zur 
Gewährleistung des Garantie- und Kundendienstes für die im 
Waren- und Leistungsprogramm des Außenhandelsbetriebes 
enthaltenen Exporterzeugnisse erforderlich ist.

§5

(1) Für die Übertragung der Befugnis zur Durchführung der 
Eigengeschäftstätigkeit für den Export an Kombinate bzw. 
Betriebe, für die nicht die Voraussetzungen des § 3 oder § 4 
vorliegen, ist die Berechtigung beim Minister für Außenhandel 
durch die Generaldirektoren der Außenhandelsbetriebe zu 
beantragen.

(2) Anträge gemäß Abs. 1 dürfen nur gestellt werden, wenn 
die Voraussetzungen des § 6 Abs. 1 der Verordnung vom
10. Januar 1974 über die Aufgaben, Rechte und Pflichten der 
volkseigenen Außenhandelsbetriebe (GBl. I Nr. 9 S. 77) erfüllt 
sind.

(3) Der Antrag zur Berechtigung muß mindestens enthalten:

— die Erzeugnisse,
— die Währungsgebiete oder die Länder,
— die Wertgrenze je Währungsgebiet oder Land (mindestens 

nach Quartalen unterteilt),
— den Zeitpunkt und die Zeitdauer der Übertragung,
— die Gründe für die Übertragung der Exporteigengeschäfts­

tätigkeit (Nachweis der Effektivität und Rationalität),
— die Kontrollmaßnahmen zur Sicherung und Durchsetzung 

des Außenhandelsmonopols.

§ 6

(1) Die Befugnis zur Durchführung der Eigengeschäftstätig­
keit wird von dem Generaldirektor des Außenhandelsbetrie­
bes einem Kombinat bzw. Betrieb mit der Eigengeschäftsver­
einbarung übertragen.

(2) Durch die Eigengeschäftsvereinbarung verpflichtet sich 
das Kombinat bzw. der Betrieb,
— Exportverträge über die in der Vereinbarung genannten 

Erzeugnisse, Leistungen oder wissenschaftlich-technischen 
Ergebnisse zu den dort genannten Bedingungen abzu­
schließen,

— im Exportvertrag die Übertragung der Kaufpreisforderung 
mit ihrem Entstehen auf den Außenhandelsbetrieb festzu­
legen und

— die Zahlung des Kaufpreises auf das Konto des Außen­
handelsbetriebes bei der von ihm benannten Bank der 
DDR mit dem Partner außerhalb der DDR zu vereinbaren.

(3) Der Außenhandelsbetrieb ist verpflichtet, den Preis ent­
sprechend den Rechtsvorschriften direkt an den die Export­
leistung erbringenden Betrieb zu zahlen. Der Außenhandels­

betrieb führt das Auslandskontokorrent und vereinnahmt den 
Kaufpreis vom Partner außerhalb der DDR.

(4) Die Gefahr für den Eingang des Kaufpreises trägt der 
die Exportleistung erbringende Betrieb.

§7
(1) Die Eigengeschäftsvereinbarung hat insbesondere fol­

gendes zu enthalten:

— Maßnahmen zur Unterstützung der Eigengeschäftstätigkeit 
des Kombinates bzw. Betriebes durch das zuständige 
Kontor des Außenhandelsbetriebes,

— Zeitpunkt und Zeitdauer der Übertragung der Eigenge­
schäftstätigkeit,

— die für die Eigengeschäftstätigkeit vorgesehenen Erzeugnis­
positionen, die in Übereinstimmung mit der ELN zu 
bestimmen sind,

— die Festlegung, daß das Kombinat bzw. der Betrieb im 
Auftrag und im Namen des Außenhandelsbetriebes die 
Forderung gegenüber dem Partner außerhalb der DDR 
erhebt und alle dazu notwendigen Aufträge erteilt sowie 
das außergerichtliche Mahnwesen betreibt, soweit nicht 
aus Zweckmäßigkeitsgründen der Außenhandelsbetrieb die 
Mahnungen vomimmt,

— die Festlegung, daß eine Minderung oder ein Verzicht im 
Zusammenhang mit geltend gemachten Forderungen in 
jedem Fall nur mit Zustimmung des Außenhandelsbe­
triebes vorgenommen werden darf,

— die Festlegung des Umfanges der Eigengeschäftstätigkeit 
unter Berücksichtigung der in dem Kombinat bzw. Betrieb 
für die ordnungsgemäße Durchführung der Eigengeschäfts­
tätigkeit vorhandenen organisatorischen, kadermäßigen 
und materiellen Voraussetzungen (der Umfang der Eigen­
geschäftstätigkeit ist jährlich zwischen dem Außfenhandels- 
betrieb und dem Kombinat bzw. Betrieb auf der Grund­
lage der Planungsordnung der Volkswirtschaft und der 
dazu erlassenen zweigspezifischen Bestimmungen des 
Außenhandels neu zu fixieren),

— die Zusammenarbeit des Außenhandelsbetriebes mit dem 
Kombinat bzw. Betrieb bei der Ausarbeitung der Preis­
konzeptionen,

— die Aufgabenabgrenzung zwischen dem Außenhandelsbe­
trieb und dem Kombinat bzw. Betrieb bei der Bonitätsprü­
fung der Kunden außerhalb der DDR,

— die Teilnahme an internationalen Messen und Ausstellun­
gen,

— Maßnahmen zur Organisierung der für eine ordnungsge­
mäße Zusammenarbeit zwischen dem Außenhandelsbe­
trieb und dem Kombinat bzw. Betrieb erforderlichen 
Informationsbeziehungen, insbesondere zur Nachweisfüh­
rung über die Einhaltung der Festlegungen gemäß Abs. 2,

— die Festlegung über den Inhalt und die Bestätigung der 
Wirtschaftlichkeitsberechnung und der Verhandlungsdirek­
tiven bei wissenschaftlich-technischen Ergebnissen.

(2) Mit dem Abschluß der Eigengeschäftsvereinbarung und 
zu ihrer Durchführung hat der Außenhandelsbetrieb Festle­
gungen zu treffen über:
— die zur Einhaltung der Planauflagen erforderlichen Kenn­

ziffern (die Gebrauchswertstruktur des Exports, die Kenn­
ziffern der politisch-territorialen Struktur, den im Plan­
zeitraum und in den Folge jahren zu realisierenden 
Valutaerlös),

— Maßnahmen zur Sicherung der einheitlichen Valutapreis­
politik im Handel mit den sozialistischen bzw. nichtsozia-

■ listischen Ländern entsprechend den internationalen Ver­
einbarungen sowie Weisungen des Ministers für Außen­
handel, insbesondere


